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Forschung Die Teilnahme der
Schweiz am europäischen For-
schungsprogrammHorizonwird
deutlich teurer als bis anhin.
Erstmals hat der Bundesrat den
Finanzbedarf nun genau bezif-
fert: 6,15 Milliarden Franken be-
antragt er demParlament für das
sechsjährige Programmder Jah-
re 2021 bis 2027. Das sind knapp
1,8 Milliarden Franken mehr als
für das laufende Programm. Die
Schweizer Pflichtbeiträge wür-
den um37 Prozent steigen, heisst
es in der Botschaft zu den Kre-
ditanträgen an das Parlament.
Ein Grund dafür ist, dass die EU
die Spielregeln ändert: Neu gilt,
dass Nichtmitglieder nichtmehr
Geld beziehen dürfen, als sie
selbst einzahlen: Das war in der
Schweiz von 2003 bis 2013 der
Fall, der Nettozufluss betrug
mehr als 200Millionen Franken.
Aussagekräftige aktuellere Zah-
len liegen nicht vor. (ffe)

Zugang zum
EU-Fördertopf
wird teurer

Christoph Lenz

Das Geschäft mit Flaschenwas-
ser ist für Nestlé besonders luk-
rativ – aber auch besonders kon-
trovers.DerNahrungsmittelkon-
zern vom Genfersee steht seit
Jahren in der Kritik. Weil Nestlé
Quellen übermässig ausbeute
und das Wasser der lokalen Be-
völkerung entziehe. Weil Nestlé
grosse Profite einfahre und
trockene Seen und Flüsse hinter-
lasse. Weil Nestlé für sein
Wassergeschäft gezielt ärmere
Regionen aussuche mit laxen
Gesetzen, wie die Nachrichten-
agentur Bloomberg berichtete.

Trotz dieser Kritik ist die
Direktion für Entwicklung und
Zusammenarbeit (Deza) eine
strategische Partnerschaft mit
Nestlé eingegangen. Ausgerech-
net beimThemaWasser liege ein
«gemeinsames strategisches
Interesse»vor, steht imbetreffen-
den «Memorandum of Under-
standing». Darin verständigen
sichdieDezaundNestlé unteran-
derem darauf, mit «innovativen
Projekten» denZugang zuTrink-
wasser zu verbessern und die
Zusammenarbeit von staatlichen
und privaten Akteuren bei der
Bewirtschaftung von Wasser-
vorkommen zu propagieren. Die
Nichtregierungsorganisation
Public Eye hat dieses und weite-
re Dokumente gestützt auf das
Öffentlichkeitsgesetz erhalten
unddieserRedaktionEinblick ge-
währt. Die Vereinbarung zwi-
schen der Deza und Nestlé wur-
de imAugust 2017 unterzeichnet
und läuft vorerst für drei Jahre.
Nestlé und der Bund haben be-
reits verschiedene Wasser-Pro-
jekte in Lateinamerika,Asien und
Osteuropa lanciert.

Grosse Ziele, delikate Fragen
Geht es nach Ignazio Cassis, ist
dieAllianzmitNestlé nureinVor-
geschmack auf die schweizeri-
sche Entwicklungszusammen-
arbeit der Zukunft. Anfang Jahr
hat der Aussenminister seine
Strategie für die Internationale
Zusammenarbeit 2021 bis 2024
vorgelegt. Darin heisst es: «Der

Privatsektor ist der wirtschaftli-
cheMotor,deroftmals einenWeg
aus der Armut bietet.» Deshalb
wolle die Schweiz die Koopera-
tion mit dem Privatsektor in der
Entwicklungszusammenarbeit
diversifizieren und verstärken.
Dochwie stark soll das Privatsek-
tor-Engagement wachsen? Und
welche Unternehmen kommen
dafür infrage? Darüber gibt die
Botschaft ans Parlament, die am
Montag in derAussenpolitischen

KommissiondesNationalrats be-
handeltwird, keineAuskunft. In-
terne Konzept-Papiere der Deza
sind hier aufschlussreicher. Ge-
mäss einer «Roadmap for trans-
formation» soll bis in zehn Jah-
ren jedes vierte Deza-Entwi-
cklungsprojekt gemeinsam mit
Partnern aus dem Privatsektor
realisiertwerden.Dannzumal sol-
len pro Jahr gegen 500Millionen
Franken in Privatsektor-Projekte
fliessen. Das wäre eine Verfünf-

fachung gegenüber heute. Von
diesem ambitionierten Ziel dis-
tanziert sich dasAussendeparte-
ment inzwischen.DasKonzept sei
ein Arbeitspapier aus einer frü-
hen Phase, teilt ein Sprechermit.

Wie energisch das Aussen-
departement die Privatsektor-
Strategie vorantreibt, zeigt sich
aber auch daran, dass der Kreis
möglicher privatwirtschaftlicher
Partner sehr offen gehaltenwird.
Aus den vomEDAverabschiede-

ten «strategischen Leitlinien»
geht hervor, dass lediglich Fir-
men die Rüstungsgüter produ-
zieren, mit radioaktiven Subs-
tanzen handeln, Geldspiele an-
bieten oder schwere ökologische
Schäden verursachen,von Deza-
Partnerschaften ausgeschlossen
sind. Kooperationenmit Firmen
aus den Bereichen Tabak, Can-
nabis,Alkohol und aus demRoh-
stoffsektor sind demgegenüber
grundsätzlich möglich.

Im Parlament ist das Echo auf
diese Strategie durchmischt.
CVP-Aussenpolitikerin Elisabeth
Schneider-Schneiter unterstützt
Cassis. Der Privatsektor müsse
viel stärker in die Entwicklungs-
zusammenarbeit eingebunden
werden, sagt sie. «Wenn unsere
Schweizer Unternehmen in
schwierigen Kontexten investie-
ren, schafft das nicht nurArbeits-
plätze, es entsteht auch einwert-
voller Know-how-Transfer.»

Geht der Profit vor?
Skeptischer ist Fabian Molina,
SP-Nationalrat und Co-Präsident
der Enwicklungsorganisation
Swissaid. Er sieht bei der Privat-
sektor-Strategie zwei Haupt-
probleme. Erstens, dass die Ent-
wicklungszusammenarbeit nicht
mehr in die wirklich fragilen
Kontexte gehe, sondern nurnoch
dorthin,wo es für Firmen attrak-
tiv sei, zu investieren. Zweitens
bestehe die Gefahr, dass Steuer-
geld für verschleudert werde.
«Während die traditionelle Ent-
wicklungszusammenarbeit ihre
Wirkung sehr ausführlich über-
prüft und dokumentiert, gibt es
bei Privatsektor-Projekten noch
keine Evaluation, die zeigt, dass
wirklich etwas bewirkt wurde.»
Seit langemverlange dieAussen-
politische Kommission eine sol-
che Evaluation.Das EDAhabe bis
heute nicht geliefert.

Bei derNGOPublic Eyewarnt
man zudem vor Zielkonflikten:
«Entwicklungszusammenarbeit
widmet sich fragilen Kontexten
und besonders sensiblen Berei-
chen derGrundversorgung», sagt
Sprecher Oliver Classen. «Von
Profitinteressen getriebene Kon-
zerne gefährden diesen politi-
schen Auftrag.» Wenn sie in der
Entwicklungszusammenarbeit
schon mitmischten, müsse dies
transparent laufen und die Fir-
menmüssten streng kontrolliert
und im Bedarfsfall sanktioniert
werden können. Beim Aussen-
departement betont man, dass
Projekt-Partnerschaftenmit dem
Privatsektor nur eingegangen
würden, wenn dies im Einklang
mit dem Deza-Mandat stehe.

Heikle Liaison zwischen Bund undNestlé
Entwicklungshilfe Ignazio Cassis strebt eine engere Verzahnung der Entwicklungszusammenarbeit mit der Privatwirtschaft an.
Interne Dokumente zeigen, dass sich der Bund sogar mit Tabak-Firmen und Rohstoff-Multis einlassen will.

Will die Wirtschaft für die Entwicklungszusammenarbeit an Bord holen: Bundesrat Ignazio Cassis. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)

Rund zwei Stunden lang ver-
suchte Bundesanwalt Michael
Lauber amMittwochnachmittag
die parlamentarische Gerichts-
kommission zu überzeugen, dass
er keine Amtspflichten verletzt
habe. Es sei «sehr gut» gelaufen,
sagte er danach gemäss der
Nachrichtenagentur SDA zu
Journalisten, bevor er das Bun-
deshaus ohne weiteren Kom-
mentar verliess. Doch es half al-
les nichts. Die 17 National- und
Ständeräte derGerichtskommis-
sion starteten gegen Abend den
Prozess, der Lauber dasAmt kos-
ten könnte: ein Amtsenthe-
bungsverfahren – ein Novum in
der Geschichte der Bundesan-
waltschaft.

Der Entscheid fiel deutlich.
Die Kommission nahm den An-
trag von BDP-Nationalrat Lorenz
Hessmit 13 zu 4 Stimmen an.Die
Minderheitwar derMeinung, die
Gerichtskommission solle zuerst

das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts in der Sache ab-
warten, bevor sie aktiv werde.
Das Gericht beugt sich derzeit
über eine Beschwerde Laubers
gegen die Verfügung der Auf-
sichtsbehörde der Bundesan-
waltschaft (AB-BA). Die AB-BA
hatte Lauber nach einer Diszi-
plinaruntersuchung wegen in-
formeller Geheimtreffen mit
Fifa-Boss Gianni Infantino als
pflichtvergessenen Lügner mit
«falschem Berufsverständnis»

hingestellt und wegen diverser
Amtspflichtverletzungen sank-
tioniert.

Lauberhat nach Einschätzung
von Kommissionsmitgliedern in
der Anhörung keine neuen Fak-
ten auf den Tisch legen können,
die ihn entscheidend entlasten
würden, aber weiterhin Kamp-
feswille gezeigt. In seiner Be-
schwerde an das Bundesverwal-
tungsgerichtwirft Lauber seinen
Aufsehern Befangenheit,Verfah-
rensfehler und Kompetenzüber-
schreitungen vor. Die AB-BA
habe in ihrer Untersuchung
«rechtsstaatliche Grundsätze be-
denkenlos über Bord geworfen»
und sei «voreingenommen und
parteilich» vorgegangen.

Entscheid nicht vor Herbst
Laut dem Präsidenten der Ge-
richtskommission, dem Appen-
zeller FDP-StänderatAndrea Ca-
roni, lief die Anhörung Laubers

in zwei Teilen. Erstens sei es um
die Vorwürfe der Pflichtverlet-
zungen aus der AB-BA-Unter-
suchung gegangen. Zweitens um
Geschehnisse, die seit der Ver-
öffentlichung derUntersuchung
Anfang März neu dazugekom-
men sind. Namentlich die bla-
mable Verjährung des ersten
Fifa-Falls vor Gericht sowie
das Bekanntwerden zusätzlicher
Kontakte zwischen der Fifa und
der Bundesanwaltschaft und
eines E-Mail-Verkehrs bezüglich
Infantinos Absichten vor einem
der informellen Treffen mit
Lauber 2016. Diese Zeitung
hatte die Kontakte und den
E-Mail-Verkehr vor dreiWochen
aufgedeckt.

Bezüglich derAB-BA-Vorwür-
fe will die Gerichtskommission
den Entscheid des Bundesver-
waltungsgerichts abwarten, zu
den neuen Erkenntnissen plant
sie eigene Abklärungen. Caroni

rechnet damit, dass die Kommis-
sion dasVerfahren frühestens im
Herbst zu Ende bringen wird. Je
nach Ausgang werde sie dem
Parlament entweder einen An-
trag auf Amtsenthebung unter-
breiten – oder das Verfahren
einstellen.

Die Unterstützung für Lauber
schwindet: Die SP und die Mit-
te-Fraktion hatten sich schon
klar gegen Lauber ausgespro-
chen, auch die Grünen stehen
ihm sehr kritisch gegenüber.Und
nun hat sich auch noch die FDP
gegen Lauber gewandt. In einer
Mitteilung fordert sie Lauber auf,
«jetzt die Konsequenzen» zu zie-
hen.Die Bundesanwaltschaft be-
tont in einer Stellungnahme, die
Eröffnung desAmtsenthebungs-
verfahrens habe «keine Auswir-
kungen auf die operative Tätig-
keit der Bundesanwaltschaft».

Christian Brönnimann

Jetzt wendet sich auch die FDP vonMichael Lauber ab
Geheimtreffen Das Bundesverwaltungsgericht ist der letzte Hoffnungsschimmer für den Bundesanwalt.

Bundesanwalt Lauber ist schwer
angeschlagen. Foto: Reuters


